
Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Vorlage Nr. 14/4239

öffentlich

Datum: 28.07.2020

Dienststelle: Fachbereich 43

Bearbeitung: Herr Schönberger

Landesjugendhilfeausschuss 10.09.2020 Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII

Beschlussvorschlag:

Nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-KJHG NRW wird gemäß Vorlage Nr. 
14/4239 die „SalzZ gUG“, Birkenstr. 107 in 40233 Düsseldorf als Träger der freien 
Jugendhilfe anerkannt.

Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung 

B a h r - H e d e m a n n



 

 

Zusammenfassung: 

 

Die „SalzZ gUG“, Birkenstr. 107 in 40233 Düsseldorf beantragte mit Schreiben vom 

17.04.2020 die überörtliche Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gemäß 

§ 75 SGB VIII durch den Landschaftsverband Rheinland.  

 

Der Gesellschaftszweck wird in Teil B der Satzung wie folgt beschrieben: „Zweck der 

Gesellschaft ist die Förderung der Jugendhilfe. ... Der Satzungszweck wird verwirklicht 

insbesondere durch Organisation und Durchführung von thematischen (...) 

schuljahresbegleitenden Arbeitsgemeinschaften an Schulen (...) sowie ein- und 

mehrtätigen Ausflügen in der Schulzeit, ... Übernahme der Trägerschaft des ... Ganztages 

an Grundschulen und weiterführenden Schulen, ... Betrieb einer Einrichtung zur 

frühkindlichen Förderung...“ 

 

Da das Bestehen der Anerkennungsvoraussetzungen bis zum Jahr 2018 nachgewiesen 

worden ist und keine Gründe ersichtlich sind, die Anerkennung zu verweigern, sollte dem 

Antrag auf Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII 

stattgegeben werden. 

 



 

 

Begründung der Vorlage Nr. 14/4239: 

 

Die „SalzZ gUG“, Birkenstr. 107 in 40233 Düsseldorf beantragte mit Schreiben vom 

17.04.2020 die überörtliche Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gemäß 

§ 75 SGB VIII durch den Landschaftsverband Rheinland.  

 

Der Gesellschaftszweck wird in Teil B der Satzung wie folgt beschrieben: „Zweck der 

Gesellschaft ist die Förderung der Jugendhilfe. ... Der Satzungszweck wird verwirklicht 

insbesondere durch Organisation und Durchführung von thematischen (...) 

schuljahresbegleitenden Arbeitsgemeinschaften an Schulen (...) sowie ein- und 

mehrtätigen Ausflügen in der Schulzeit, ... Übernahme der Trägerschaft des ... 

Ganztages an Grundschulen und weiterführenden Schulen, ... Betrieb einer Einrichtung 

zur frühkindlichen Förderung...“ 

 

Die Antragstellerin betreibt Standorte in den Städten Köln, Leverkusen, Bonn, 

Mönchengladbach, Grevenbroich, Troisdorf, Euskirchen, Königswinter, Ratingen 

Wuppertal, Frechen Pulheim, Brühl, Hürth, Korschenbroich, Swisttal, und Much. 

 

Die Gesellschaft erfüllt ihre Aufgaben durch die hauptamtliche Tätigkeit von 7 

Mitarbeitenden und derzeit 120 Honorarkräften. 

 

I. 

Für die Anerkennung ist gemäß §§ 75 III SGB VIII, 25 I Nr. 2 AG-KJHG-NRW „das 

Landesjugendamt nach Beschlussfassung des Landesjugendhilfeausschusses zuständig, 

wenn der Träger der freien Jugendhilfe seinen Sitz im Bezirk des Landesjugendamtes hat 

und vorwiegend dort in mehreren Jugendamtsbezirken tätig ist. Gehören diese zu 

demselben Kreis, ist anstelle des Landesjugendamtes das Jugendamt dieses Kreises 

zuständig.“ 

Aufgrund der räumlichen Verteilung der Standorte und der Arbeitsschwerpunkte auf 

mehrere Gebietskörperschaften des LVR ist der regionale Bezug zum Verbandsgebiet des 

LVR gegeben. 

 

 

II. 

Gemäß § 75 SGB VIII ist für eine Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe durch 

das Landesjugendamt als Voraussetzung erforderlich, dass der Träger: 

1. eine juristische Person oder Personenvereinigung ist, 

2. die auf dem Gebiet der Jugendhilfe tätig ist, also die Entwicklung und Erziehung 

junger Menschen zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit fördert, 

3. gemeinnützige Ziele verfolgt 

4. sowie aufgrund der 

a. fachlichen und 

b. personellen 

Voraussetzungen erwarten lässt, dass er einen nicht unwesentlichen Beitrag zur 

Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe zu leisten imstande ist und 

5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 

 

 



 

 

Zu 1. 

Als Unternehmergesellschaft ist die Antragstellerin eine juristische Person. 

 

Zu 2. 

Teil B des Gesellschaftsvertrages führt aus: „Zweck der Gesellschaft ist die Förderung der 

Jugendhilfe. ... Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Organisation 

und Durchführung von thematischen (...) schuljahresbegleitenden Arbeitsgemeinschaften 

an Schulen (...) sowie ein- und mehrtätigen Ausflügen in der Schulzeit, ... Übernahme 

der Trägerschaft des ... Ganztages an Grundschulen und weiterführenden Schulen, ... 

Betrieb einer Einrichtung zur frühkindlichen Förderung...“ 

An einer Tätigkeit im Bereich der Jugendhilfe besteht insoweit kein Zweifel. 

 

Zu 3. 

Durch Bescheid des Finanzamtes Düsseldorf-Mitte vom 14.09.2018 nach § 60a I AO 

wurde die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach §§ 51, 59, 60 und 

61 AO festgestellt. 

Die Gemeinnützigkeit ist somit zu unterstellen. 

 

Zu 4. 

Aufgrund der dargelegten Finanz-, Personal- und Raumsituation bestehen keine Zweifel 

an den fachlichen und personellen Voraussetzungen, die einen nicht unwesentlichen 

Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe erwarten lassen. 

 

Zu 5. 

Zweifel an einer grundgesetzkonformen Arbeit bestehen nicht. 

 

 

III. 

Sind die unter II. aufgeführten Voraussetzungen seit mindestens drei Jahren erfüllt, so 

hat der beantragende Jugendhilfeträger einen Anspruch auf eine Anerkennung als freier 

Träger der Jugendhilfe. 

Sind diese Voraussetzungen zwar erfüllt, die Dauer von drei Jahren allerdings noch nicht 

erreicht, so hat der Träger einen Anspruch gegen das Landesjugendamt, nach 

pflichtgemäßem Ermessen über eine Anerkennung zu entscheiden. 

Da das Bestehen der Anerkennungsvoraussetzungen bis zum Jahr 2018 nachgewiesen 

worden ist und keine Gründe ersichtlich sind, die Anerkennung zu verweigern, sollte dem 

Antrag auf Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII 

stattgegeben werden. 

 

 

In Vertretung  

 

B a h r - H e d e m a n n 
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AnlagG urllR-N 'OSys OlSdesNotafOr.HännesKlüh Oüsseldörf

Gesellschaftsvertrag der
SalzZ gUG (haftungsbeschränkt)

A.Firma, Si 

(1) Die Firma der Gesellschaft läutet: SäjzZ gUG (häftungsbeschräiikt).

(2.) ' Sitz der  esellschaft ist Düsseldorf,

B-Gegenstand des Unternehmen 

(1) Die. Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar .gemeirtiiützige
Zwecke im.: Sinne des Abs hnitts „Steuerbegünstigte Zwecke der Äbga-

benordnung.

(2) Z eck  er Gesellschaft ist ¦

- die Förderun  der Jugend- und Altenhilf ; .

- die Förderung von Kunst und Kultur;

- die Förderung  er Erziehung, Volks- und Berufsbildung, einschljeßiigh

d r Studöntenhllfe; . ' ' , •

• -  ie Förderun  des SportSi,. .

(3) Der Sätzungsz eck  ird ver ir licht insbesondere: durch
1. O ganisation  nd Durc führung von thernatischeh (Sport; Tänz( Na¬

turwissensc aften, Technik, Programmieren, Handwet ,. Kunst und

Kultur) schuljahreSbegleitenden Arbeitsge einschafteh an Schulen
(i  Rah en  es offenen und gebundenen Ganztag5angebotes>

Grundschulen un  w it.erführende Schulen) so ie ein- und mehrtä¬

gigen Ausflügen in det Schulzeit.
2.. Orga isation und Durchführun  von thematisc en K rsen und Aus¬

flügen für Schüler-/inneh (Grundschulen un   eiterführen e Schu-
le ) in der Ferienzeit.

3. Örgänisatiön un  Durchführung  on thematischen Projekt ochen an

weiterführenden Schulen. • • • )

. 4. Überna me der Trägerschaft des offenen und/o er gebun enen

Ganztages an Grundschulen und'weiterführende  Schulen.
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5. Betrieb einer Einrichtung zur frühkindlichen Förderung (K n er im Al 
te  von drei bis sechs Jahre).

6. Organisation u d Durehführung von künstlerischen Ausstellungen der

beschäftigten Honorarkräft  (Kufsle ter mit dem entsprechenden
künstlerischen Hintergrund)

7. Organisation und Durchführung sonstiger de  genannten Zwecken

dienender Veranstaltun en (etwa Schach- und Fußballturniere, Wei¬

terbil ungsseminare für SalzZ-KUrsieit f usw.)

Ö-Selbstlosig eit

(1) Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie el-
gene irt chaftliehe Zwecke,

(2) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Z ecke ver¬
wen et werden.

(3) Die Gesellschafter dürfen  eine Gewin anteile u d auch keine sonstigen
Zuwen ungen aus Mitteln def Körp rschaft erhalten.

(4) Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der Körperschaft

oder bei  egfall steue begünstigter Zwecke nicht me r als ihre einge¬

zahl en Kapitalanteile und den ge einen Wert ihre  geleisteten Sac ein¬

lagen zurü k.

(5) Es  arf keine Person durch Ausgaben) die de :  weck der Körperschaft

fremd sind, oder  urch unverhältnis äßig hohe Vergütungen begünstigt
erden.

D.Vermögensbinduhg

Bei Auflösung ö er Aufhebung  er Kör  rschaft oder bei Wegfall, steuerb güns¬

igter Zwecke fällt das Ver ögen der Körperschaft) sowei  es die eingezahl en
Kapitalanteile der Gesellschafter und den g  einen Wert der von den Gesell¬

sc aftern  eleisteten Sacheinla en üb rsteigt an den Verein zur Förderung  er

Betreuung, Erziehun  und Bil ung au erhalb  es Schulunterrichts e. V. (Loh¬

stra e 25 41469 Neuss), der es un itt lbar u d ausschließlich,für gemeinnützi¬
ge, mildt ti e oder kirc liche,Z ecke zu ver en en hat.

E-Dauer der Gesellschaft

Die Gesellschaft beginnt mit der Eintragung in  as Handelsr gister, Die Gesell¬
schaft wir  auf unbestimmte Dauer errichtet
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(1) Das Sta  nnkapital der Gesellschaft beträgt 4.500,00 eures. Aüf das
Stamm apital übe  ehmen als ihre Stämrhemlagen:

Herr Maxim Sonkin einen.Geschäftsahtei! (Nr, 1 der G.esellschafterliste)

im Nennbetrag von 4.500,00 Euro.

(2) Die Einlagen si d in Geld zu  rbringen. Die Einlag  ist sofort in voller Hö¬
he zu erbringen.

G. CSeschäftsführung und Vertretung

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Gesc äftsführer.

. (2) Durch Beschluss der Gesellschaftsversam tung kann eine  o er  ehre- •

. e  Gesc ä tsführer  Einzelve tretüngsbefugnis'erteilt vverde .'

(3) . Durc  Beschluss de  Geselischafteryersa mlung: können alle oder ein¬

zelne Geschäf sfü rer von den Beschränku gen des § .181 BGB befreit
.werden. '

(4) Die Geschäftsführer bedürfen der vorherigen Zustimmun  durc  Gesell¬

schafterbeschluss für alle Geschäfte, die über  en gewöhnlichen Betrieb •

der. Gesellschaft hinausg h n. ¦ .

H. GeseUschafteryersammlung

V(l) Beschlüsse der Gesellschafter wer e  ln der Gesellschafter ersamhllung .
.  efasst.

(2) Die ordentlic e Gesell c afterversammlüng ist mindeste s einmal' im
Jahr einzuberufe 

(3) ; Die Gesellschafter efsa mlung,' die über di  Feststellung  es Jahres-
übersch.usses und über die Entlastun , der  eschäftsführung beschließt,

ist bis zu  30. August des Foi  jahres du c zuführen. .

(4) Im Übrigen ist die G sellschafter ersa mlü g einzuberufen,  ehn es ei-
.   nem Gesellschafter i  Int resse der Gesellschaft erforderlich erscheint

und in den gese Ich vorgesehe en Fällen.'...

(5) Wenn die Geschäftsführung, ein n mit Gründen versehenen 'A trag auf
¦ Einberufung der Gesellschafterve sammlün  ablehnt, kann jeder Gesell¬

sc aftereine außerordentliche Gesellschafterversammiung einberufen.

(6) Die' esellschaft'erversanl'mlun'g wird durch die  Geschäftsführ r emberu."

fen, . _ •

(7) Dia Ladungsfrist b tr     indestens zwei Wochen.
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(8) Dabei werden der Tag der Absendung Und der Tag der Versammlung,

icht  itgerechnet,

(9) ' Mit der Einladung si d die Tagesor nung un  die Beschlussgegenstä de
beka nt zu geben.,

(10) Wurde die Gesellschafterversammlun  nicht ordnungsg mäß ei beru 
fen, können Beschlüsse nur mit Zustimmung alle  Gesellschafter gefasst

werden.
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I. Geschäftsjahr wndj hresabschfüss

(1) . Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. .
(2) Der Ja resabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrech nung) ist von

der Geschäftsführung in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres
für das vorangegangene Jahr aufzustellen,

(3) , Der auf estellte Jahresabschluss ist den Gesellschaftern .unverzüglich

. vorzule en.

J. Verfügung über Geschäftsanteile

(1) Die Verfügun  uber Gesellsehaftsanteile ist nur mit Zuatimrouhg  er Ge-
' sellschäf erversam iun  zulässig,

(2) Die Zustimmun  bedarf  eines Beschlusses  mit einer   hrheit von we¬

nigstens 70 Proze t der Sti men aller an esen e  oder vertrete e 

Gesellschafter.

K.Äustritt von Gesellschaftern

(1) Je er Gesellschafter kann  en Austritt aus  er Gesellsc aft erklären.
(2) Der Austritt  an  je erzeit: erfol e , wenn ein wichtiger Grund i  .Si ne

es allgem inen Gesellschafts echts vorliegt   
(3) In   en übri en Fällen ist: der Austritt sechs Monate  or dem Ende,  es

Geschäf sjahres zulässi . . ¦

Einziehung von Geac äfts ritelten

(1) Die Gesellschafter ersa mlung kann  it einfacher  ehr eit  ie Einzie¬
hung von Geschäfts nteilen des betroffenen Gesellschafters beschlie¬

ßen,

a) wenn Über das Verm ge  eines Geseilschafters das Irisbl enzver-

fahren eröffnet oder  die Eröffnung mangels Masse abgeiehnt wird;

b)  enn der Geschäftsanteil eines  esellschafters gepfände  wird '
oder sonst in diesen vollstreckt.wird und  ie Voilstrec ungsmaßnahme

n cht innerhalb von drei .Monaten aufgehoben wir ; • -
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c) wenn in dör Persq  eines Geseilsehafters ein wichtiger Grund vön-

liegt, der seinen Ausschluss im Sinne der §§ 133  140 H B rechtfertigen

würde;

d) wenn der Geseiisehafter zustimmt;

e) wenn die Einziehung so st satzungsgemäß zulässig ist

(2) Statt der Einzi hung können die Gesellschafter b  c ließen/,  ass der be¬

troffene Gesellschafter de  Geschäftsanteil auf die Gesellschaft oder ei¬
ne i  Beschluss .benannte Person Zug u  Zug gegen Zahlung einer Ab¬

findung ge äß Buchstabe N übertragen mus . Die Möglichkeit  es Ab¬
tretungsverlangens besteht auch dann, wenn eine Einziehun  aufgrund

nicht vollständige  Einzahlu   des Sta  kapitals aussc eidet,

(3) Die Einziehung bz . V rpflichtung zur Übertragung  erden  irksam mit
ugang der entsprechen en Erkläru   beim, Gesellschafter, unabhän ig

avon, wann die Abfindung bezahl  wir ,

(4) steht d r  e ch ftsanteil mehreren Mitberechtigten zu, so reicht das

Vorlieg n eines Einziehungs rundes bei einer Person aus. Die Entsch di-

gUng richtet sich nach den Vorsch ifte  üb r die Abfin ung eines Gesell¬

schafters im Fälle sein s Aussc eidens, Bis zur Zahlung ruhe   as

Stimmrecht hinsichtli h des einge ogenen  esch fts nteils. De  von

der Einziehung betroffene   eseiisehafter steht bei den vorstehenden

Beschlüssen kein Stimmrecht zu,

5, D e Einziehung ist mit einer Kapitalher bsetz rtg,  ine  Aufstockung der

vorhandenen Geschäftsanteile oder der Neubildung  er untergegange¬

ne  Geschäftsanteile und  eren Übernahme durch die Gesellschaft, ei¬

nen Gesellschafter oder einen Dritten zu  erbinden.
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Wl-Ausscheideri und Töd von öesellschaftern

Dre Vererbung yon Geschäftsanteile  ist nicht beschränkt, Sbfern mehreren Er¬

ben oder  ermächtnisnehmern ein Geschäftsanteil zusteht, kpnnen sie Ihre

Rechte aus  der G s llschaft/ i sb sondere ihre Stimmrechte nur durch einen
gemeinschaftlichen Bevollmächtigte  wahrnehmen. Die Gesellschafter kön en
jedoch inherhäjb von sechs Monate  ab dem Erbfail. beschließe , den .Gesc äftSr:

an  eil des verstorbenen Gesallsciiaft.ers ei zuziehen, bzw. eine Überträgun sver-

pfiichtung gemäß Buchstabe L, Ziffer (2)-zu biegfünden. D n .Erb n des betroffe.  
e.n Gesellschafters steht  abei .ein Sti mrecht zu.

N. Abfindung  

(di .Sc eide  ein Gesellschaffe  aus der Gesellsc aft aus, erhält er eine Ab¬
findung Der Abfi dun sanspruch   s aussche.l enden Gesellschafters ist

auf seine Einlage in Höhe  es Buc wertes, zum Einbringungszeitpünkt

beschränkt, so eit diese nichtdurc   erlust aufge ehrt  urde.
(2) Die Abfindung istin  reigi ich  o en Raten zu za len. '
(3) Die erste. Rate isf sechs Monate nach dem Vollzug des Aussc eidens fäl¬

lig, die folgenden Raten jeweils ei  Ja r später.

(4} Däs res liche Ab indungs uthäbeii ist j hrlich mit 2 Prozentpunkte  über 
. de  je eiligen Basiszinssa z d r E B zu  erzinsen 

(5) Die Gesellschafter können eine vorzeitig  A szahlung der Ab indung be¬

schließen.

G.Wettbewerbs erbof

(1) • Köln Gesellschafter darf ohne;  orheri e Zusti mung der Gesellschafter-.

ersa mlun , fm Ge chä tsbereich'  er Gesellsc aft Geschäfte für 'eigene

oder fre de Re hnung tätigen.

(2) Das Verbot umfasst auch die direkte oder indirekte Beteilig ng an Kon¬
ku renzunternehmen oder deren Beratung,

(3) Ausge omm n  om.Wettbewerbsverbot  ist die Tätigkeit für Üntemeh-
mem an. epeh. die Geseiisc'häf   eteiligt ist,

(4) Das.  ettbewefbs erbot endet mit dem Ausscheiden a s der Gesell¬

chaft

P-Bekanritmachungen

Die Bekanntmachungen der Ge  llschaft erfolgen nurim Bundesanzeiger odef in

einem Organ, das eventuell an  essen.Stelle treten sollt .
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Q.igchlussbestlmmungen

(1) Die Ungültigkeit einzelner Bestimmungen des. Vertrages berührt nicht
seine Wirksamkeit.

(2) Anstelle der unwir samen Bestimmun  oder zur Ausfüllung einer Lücke

ist  ine angemessene Regelung zu vereinbar n, die dem am nächsten,

kommt, was die Vertra schließenden unter Berücksichtigung von der

Tend nzausrichtung der Gesellschaft gewollt haben o er nach dem Sinn,

und Zweck des Vertrages gewollt hätten, sofern sie den Punkt bedacht
hätten.

(3) Beruht die Ungültigkeit auf einer Leistungs- oder Zeitbestimmung, so

tritt an ihre Stelle das gesetzlich zulässige Maß.

(4) , Der Gründungsa.ufwand (Kosten der notariellen Beurkundung, Eint a¬

gungen, B kanntmachungen, Beratungen, Gebühren) wird bis zu einem

Betrag von ZOO,  €von der Gesellschaft getragen.
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